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Wegleitung zum Arbeitsgesetz
VI. Durchführung des Gesetzes

6. Strafbestimmungen
Art. 59 Strafrechtliche Verantwortlichkeit des Arbeitgebers

Allgemeines
Bei den Strafbestimmungen in den Artikeln 59 bis 
62 ArG handelt es sich um verwaltungsstrafrecht-
liche Gesetzesnormen. Obwohl sie im Arbeitsge-
setz enthalten sind, gehen diese Vorschriften aus 
dem Strafrecht hervor, und zwar sowohl in Bezug 
auf das Materielle als auch in Bezug auf das Ver-
fahren. Die Einhaltung des Arbeitsgesetzes stellt 
das Rechtsgut dar, das durch diese Gesetzesbe-
stimmungen geschützt ist. Somit können sich der 
vorliegende Artikel oder der Artikel 60 und ande-
re Verstösse gemäss Strafgesetz konkurrenzieren.

Absatz 1
Die Arbeitgeber müssen dafür sorgen, dass das 
Gesetz eingehalten wird. Denn sie entscheiden 
über die Organisation der Arbeitszeiten und die 
Einrichtung der Arbeitsplätze; folglich sind sie 
auch vor allen anderen Beteiligten strafbar.

Buchstabe a:
Ein Hauptzweck, den das Gesetz verfolgt, ist der 
Gesundheitsschutz für die Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen (Art. 6 bis 8 ArG und ArGV 3). 
Auch die Plangenehmigung (ArGV 4) hat Auswir-
kungen auf die Gesundheit. Dieses Verfahren gilt 
nämlich für Betriebe, die als besonders gefährlich 
eingestuft werden (z.B. Industriebetriebe, Säge-

werke, Grosslager für Chemikalien) und ein Kon-
struktionsfehler oder ein unzulängliches Sicher-
heitsdispositiv (z.B. fehlender Notausgang) fatale 
Folgen haben kann. Der vorliegende Absatz trägt 
den genannten Umständen Rechnung: Verstösse 
gegen solche Vorschriften können geahndet wer-
den, auch wenn diese nur fahrlässig begangen 
wurden, d.h. durch pfl ichtwidrige Unvorsichtig-
keit. Nach Defi nition in Artikel 12 Absatz 3 Straf-
gesetzbuch (StGB) bedeutet dies, dass der oder 
die Fehlbare die Vorsicht nicht beachtet, zu der er 
oder sie nach den Umständen und nach den per-
sönlichen Verhältnissen verpfl ichtet ist.

Buchstabe b:
Bei Verstössen gegen die Arbeits- und Ruhezeit-
vorschriften ist der Arbeitgeber strafbar, wenn er 
mit Absicht handelt.
Bevor die Behörde Strafanzeige erstattet, drängt 
sich in diesem Fall ein Verwaltungsverfahren nach 
Artikel 51 Absatz 1 und 2 ArG auf, auch wenn die 
Artikel 59 bis 62 ArG unabhängig von einem Ver-
waltungsverfahren nach Artikel 50 bis 54 ArG an-
wendbar sind. Im vorliegenden Absatz ist nämlich 
das absichtliche Handeln als ein Element des Tat-
bestands formuliert, so dass die für die Strafverfol-
gung zuständige Behörde mit der Strafandrohung 
nach Artikel 51 Absatz 2 ArG beweisen kann, dass 
der oder die Beschuldigte in der Tat vorsätzlich ge-
gen das Gesetz verstossen hat. 

Artikel 59

 Strafrechtliche  Verantwortlichkeit
des Arbeitgebers

1 Der Arbeitgeber ist strafbar, wenn er den Vorschriften über
  a. den Gesundheitsschutz und die Plangenehmigung vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt;
  b. die Arbeits- und Ruhezeit vorsätzlich zuwiderhandelt;
  c. den Sonderschutz der jugendlichen oder weiblichen Arbeitnehmer vorsätzlich oder fahrlässig 
  zuwiderhandelt.

2 Artikel 6 des Verwaltungsstrafrechtsgesetzes vom 22. März 1974 ist anwendbar.
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Buchstabe c:
Die Anmerkungen zum Gesundheitsschutz und 
zur Plangenehmigung gelten auch für den Son-
derschutz von jugendlichen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern (Art. 29 bis 32 ArG und die 
Bestimmungen der ArGV 5) sowie von schwange-
ren Frauen und stillenden Müttern (Art. 35a und 
35b ArG und Art. 60 bis 66 ArGV 1).

Absatz 2
Artikel 6 des Verwaltungsstrafrechtsgesetzes 
(VStR, SR 313.0) hält Folgendes fest:

1 Wird eine Widerhandlung beim Besorgen der An-
gelegenheiten einer juristischen Person, Kollek-
tiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzelfi rma 
oder Personengesamtheit ohne Rechtspersön-
lichkeit oder sonst in Ausübung geschäftlicher 
oder dienstlicher Verrichtungen für einen an-
dern begangen, so fi nden die Strafbestimmun-
gen auf diejenigen natürlichen Personen An-
wendung, welche die Tat verübt haben.

2 Der Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auftragge-
ber oder Vertretene, der es vorsätzlich oder fahr-
lässig in Verletzung einer Rechtspfl icht unter-

lässt, eine Widerhandlung des Untergebenen, 
Beauftragten oder Vertreters abzuwenden oder 
in ihren Wirkungen aufzuheben, untersteht den 
Strafbestimmungen, die für den entsprechend 
handelnden Täter gelten.

3 Ist der Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auftrag-
geber oder Vertretene eine juristische Person, 
Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzel-
fi rma oder Personengesamtheit ohne Rechts-
persönlichkeit, so fi ndet Absatz 2 auf die schul-
digen Organe, Organmitglieder, geschäftsfüh-
renden Gesellschafter, tatsächlich leitenden Per-
sonen oder Liquidatoren Anwendung.

In diesem Zusammenhang ist wichtig, dass der 
Verweis auf Artikel 6 VStR lediglich dazu dient, 
im Betrieb die strafbare Person nach Artikel 59 
ArG zu bestimmen. Die anderen Bestimmungen 
des Verwaltungsstrafrechtsgesetzes sind nicht an-
wendbar, da nur die durch eine Verwaltungsbe-
hörde des Bundes geahndeten Vergehen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen.
Es können nur natürliche Personen strafrechtlich 
verfolgt werden. Handelt es sich bei der Arbeitge-
berin um eine juristische Person (z.B. Aktiengesell-
schaft), so wird die natürliche, für das Vergehen 
verantwortliche Person bestraft. 


